Forderungskatalog der Lehrbeauftragten an die universitären und hochschulpolitischen Entscheidungsträger

Laut unserer Erhebung vom Mai 2005 beträgt die geleistete Zahl an Arbeitsstunden beispielsweise bei Lehrbeauftragten des Instituts für Ethnologie und Afrikanistik durchschnittlich 140 pro Semester und Seminar. Unsere Tätigkeiten umfassen die Vorbereitung und Durchführung der Lehrveranstaltung, die Betreuung der Studierenden (z.B. Abhalten von Sprechstunden) sowie die Korrektur der Seminararbeiten. Vergütet werden gemäß den Lehrauftrags- und Lehrvergütungsvorschriften allerdings nur die an der Universität abgehaltenen Lehrstunden (pro Semester ca. 30 Stunden). 

Kurzfristige Forderungen

1.) Wir fordern eine Vergütung dieser Stunden mit einem Stundensatz von mindestens 60,60 Euro laut § 5 Satz 1 und 2 der Lehrauftrags- und Lehrvergütungsvorschriften. Die in § 5 Satz 1 genannte „besondere Belastung“ ist aufgrund der oben aufgeführten Tätigkeiten und dem damit verbundenen zeitlichen Aufwand gegeben. Zudem kann in den sozial- und geisteswissenschaftlichen Fächern ein angemessenes Lehrangebot nur durch Lehrbeauftragte sichergestellt werden.

2.) Die Fahrtkosten zu den Lehrveranstaltungen sind zu erstatten (siehe § 5 Satz 3).

3.) Ist die Abnahme von Hochschulprüfungen durch Lehrbeauftragte oder das Erstellen von Gutachten erforderlich, wird der dadurch zusätzlich anfallende zeitliche Aufwand gesondert vergütet. 

4.) Zur angemessenen Vertretung der Interessen der Lehrbeauftragten innerhalb der LMU sind VertreterInnen der Lehrbeauftragten in alle Universitätsgremien fristgerecht einzuladen. 

5.) Die Lehrbeauftragten erhalten Zugang zu den kostenfreien Weiterbildungsangeboten der Universität (Sprachkurse, Computerkurse, Bewerbungstrainings etc.).

Mittelfristige Forderungen

Wir fordern, dass die Reaktion der hochschulpolitischen und universitären Entscheidungsträger auf unsere derzeitige, prekäre Lage über ein einfaches Bedauern hinausgeht. Um die Qualität der Lehre bei steigenden Studentenzahlen zu gewährleisten, bestehen wir auf einer Neuregelung der Beschäftigungsbedingungen von Lehrbeauftragten: 

1. Der derzeitige Status Lehrbeauftragter – „öffentlich-rechtliches Beschäftigungsverhältnis besonderer Art“ – muss geändert werden. Ziel sollte sein, Lehrauftragsverhältnisse mindestens als privatrechtliche Dienstverhältnisse auszugestalten. Das ist eine wesentliche Voraussetzung, um einen Zugang zu den arbeits- und sozialrechtlichen Schutzvorschriften zu erlangen. 

2. Die Vorschriften hinsichtlich der Vergütung von Lehrbeauftragten bedürfen einer grundsätzlichen Revision. Berechnungsgrundlage für die Vergütung müssen die abgehaltenen Lehrstunden sowie jeweils eine Vorbereitungsstunde pro geleisteter Lehrstunde sein. Jede dieser Stunden ist mit Euro 70,00 zu vergüten. 

3. VertreterInnen der Lehrbeauftragten erhalten für alle Universitätsgremien Stimmrecht, damit sie an den Entscheidungen mitwirken können. 

Grundsätzlich müssen in sozial- und geisteswissenschaftlichen Fächern neue Mittelbaustellen geschaffen werden, damit zusätzlich zur Qualität auch die Kontinuität der Lehre sichergestellt werden kann. 

Die finanziellen Mittel, die der Universität durch die beschlossene Erhebung von Studiengebühren zur Verfügung stehen werden, sind vor allem zur Verbesserung der Situation der Lehrbeauftragten einzusetzen. Da sich deren Lage im Zuge des Bologna-Prozesses weiter verschärfen wird, zählen wir bereits jetzt auf die solidarische und tatkräftige Parteinahme, Initiative und Entschlossenheit aller Beteiligten. Dass man sich unserer berechtigten Forderungen annimmt und sie einer schnellstmöglichen Verwirklichung zuführt, liegt nicht zuletzt im Interesse der Universität und des bayerischen Staates.

